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2 7 4 . Bundesverfassungsgesetz: Abänderung der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962

2 7 5 . Bundesverfassungsgesetz: Erklärung einzelner Bestimmungen des Abkommens zwischen
der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über Erleich-
terungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr
zu Verfassungsbestimmungen

2 7 6 . Bundesverfassungsgesetz: Erklärung einer weiteren Bestimmung des Abkommens zwischen
der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die
Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen und die Grenz-
abfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt zur Verfassungsbestimmung

2 7 7 . Bundesgesetz: Strafregistergesetz 1968

2 7 8 . Bundesgesetz: Leistung eines zusätzlichen Beitrages zur Internationalen Entwicklungsorgani-
sation (IDA)

2 7 9 . Bundesgesetz: Seenverkehrsordnungsnovelle 1968

2 8 0 . Übereinkommen zwischen dem Bundesministerium für Finanzen der Republik Österreich und
dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der Republik Türkei über
die steuerliche Behandlung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs auf der
Straße

274. Bundesverfassungsgesetz vom 28. Juni
1968, mit dem die Bundes-Verfassungs-

gesetznovelle 1962 abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 5 Abs. 3 der Bundes-Verfassungsgesetznovelle
1962, BGBl. Nr. 205, hat zu lauten:

„Die zur Anpassung der die verschiedenen Ge-
biete der Verwaltung regelnden Rechtsvor-
schriften an Art. 118 Abs. 2 und 3 des Bundes-
Verfassungsgesetzes erforderlichen Bundes- und
Landesgesetze sind spätestens bis 31. Dezember
1969 zu erlassen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Waldheim Kotzina

2 7 5 . Bundesverfassungsgesetz vom 28. Juni
1968, mit dem einzelne Bestimmungen des
Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland
über Erleichterungen der Grenzabfertigung
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr,
BGBl. Nr. 240/1957, zu Verfassungsbestim-

mungen erklärt werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die Bestimmungen der Art. 1 Abs. 2 und 3,

Art. 4 Abs. 2 und 3 und Art. 5 Abs. 1 des Abkom-
mens zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über Erleichterun-
gen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Stra-
ßen- und Schiffsverkehr, BGBl. Nr. 240/1957,
sind Verfassungsbestimmungen.

Artikel II
Zum Abschluß der im Art. 1 Abs. 3 und im

Art. 4 Abs. 3 des genannten Abkommens vor-
gesehenen Vereinbarungen ist die Bundesregie-
rung ermächtigt.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Waldheim Kotzina
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276. Bundesverfassungsgesetz vom 28. Juni
1968, mit dem eine weitere Bestimmung
des Abkommens zwischen der Republik
Österreich und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft über die Errichtung nebeneinander-
liegender Grenzabfertigungsstellen und die
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln wäh-
rend der Fahrt, BGBl. Nr. 10/1965, zur

Verfassungsbestimmung erklärt wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Außer den bereits im BGBl. Nr. 10/1965 als

verfassungsändernd bezeichneten Bestimmun-
gen ist auch Art. 1 Abs. 2 des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Er-
richtung nebeneinanderliegender Grenzabferti-
gungsstellen und die Grenzabfertigung in Ver-
kehrsmitteln während der Fahrt, BGBl. Nr. 10/
1965, Verfassungsbestimmung.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Waldheim Kotzina

277. Bundesgesetz vom 3. Juli 1968
über die Evidenthaltung strafgerichtlicher

Verurteilungen (Strafregistergesetz 1968)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Strafregister

§ 1. (1) Zum Zwecke der Evidenthaltung straf-
gerichtlicher Verurteilungen wird für das gesamte
Bundesgebiet ein Strafregister geführt.

(2) Die Führung des Strafregisters obliegt der
Bundespolizeidirektion Wien.

Gegenstand der Aufnahme in das Strafregister

§ 2. (1) In das Strafregister sind aufzunehmen:
1. alle rechtskräftigen Verurteilungen durch

inländische Strafgerichte;
2. alle rechtskräftigen Verurteilungen öster-

reichischer Staatsbürger und solcher Personen,
die in Österreich ihren Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben, durch ausländische
Strafgerichte;

3. alle rechtskräftigen Verurteilungen durch
ausländische Strafgerichte, zu deren gegenseitiger
Mitteilung sich die vertragschließenden Staaten
in dem Internationalen Abkommen vom 4. Mai

1910, RGBl. Nr. 116/1912, betreffend die Be-
kämpfung der Verbreitung unzüchtiger Ver-
öffentlichungen, dem Internationalen Abkom-
men zur Bekämpfung der Falschmünzerei vom
20. April 1929, BGBl. Nr. 347/1931, dem Ab-
kommen zur Beschränkung der Herstellung und
zur Regelung der Verteilung der Betäubungs-
mittel vom 13. Juli 1931, BGBl. Nr. 198/1934 II,
und dem Internationalen Abkommen zur Unter-
drückung des Handels mit volljährigen Frauen
vom 11. Oktober 1933, BGBl. Nr. 317/1936,
verpflichtet haben;

4. alle sich auf eine der in den Z. 1 bis 3 ange-
führten Verurteilungen beziehenden Entschlie-
ßungen des Bundespräsidenten und Entscheidun-
gen der inländischen Strafgerichte über

a) die nachträgliche Festsetzung einer Strafe
oder Anordnung einer mit Freiheitsent-
ziehung verbundenen vorbeugenden Maß-
nahme;

b) die nachträgliche Bestellung oder Ent-
hebung eines Bewährungshelfers;

c) die Begnadigung des Verurteilten, die Mil-
derung oder Umwandlung einer Strafe;

d) die nachträgliche bedingte Nachsicht einer
mit Freiheitsentziehung verbundenen vor-
beugenden Maßnahme;

e) die Verlängerung einer Probezeit;
f) der Widerruf eines bedingten Strafnach-

lasses oder der bedingten Nachsicht einer
mit Freiheitsentziehung verbundenen vor-
beugenden Maßnahme;

g) die endgültige Nachsicht einer Strafe oder
mit Freiheitsentziehung verbundenen vor-
beugenden Maßnahme;

h) das Absehen von der Vollstreckung einer
Freiheitsstrafe;

i) das Unterbleiben der Unterbringung in
einem Arbeitshaus;

j) die vorzeitige Entlassung unter Bestim-
mung einer Probezeit;

k) den Widerruf einer vorzeitigen Entlassung;
1) die endgültige Entlassung;

m) die Aufhebung oder Änderung einer Ver-
urteilung oder späteren Entscheidung;

n) das endgültige Absehen von der Verhän-
gung einer Strafe;

o) die Tilgung einer Verurteilung;

5. alle sich auf in das Strafregister aufgenom-
mene Verurteilungen durch ausländische Straf-
gerichte beziehenden Entscheidungen und Ver-
fügungen ausländischer Organe, die den in Z. 4
genannten Entschließungen und Entscheidungen
gleichstehen.
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(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes gelten folgende Verurteilungen als getilgt
und sind in das Strafregister nicht aufzunehmen:

a) alle vor dem 27. April 1945 erfolgten Ver-
urteilungen durch inländische oder aus-
ländische Strafgerichte, sofern sie nicht auf
Todesstrafe oder lebenslange Freiheits-
strafe lauten;

b) alle vor dem 26. Oktober 1955 erfolgten
Verurteilungen österreichischer Staats-
bürger durch ausländische Strafgerichte zu
nicht mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe;

c) alle vor dem 26. Oktober 1955 erfolgten
Verurteilungen österreichischer Staatsbür-
ger durch ausländische Militärgerichte.

(3) Als Verurteilung im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist jedes Erkenntnis anzusehen, mit dem
wegen einer nach österreichischem Recht von den
Gerichten nach der Strafprozeßordnung 1960 ab-
zuurteilenden Handlung in einem den Grund-
sätzen des Artikels 6 der Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl.
Nr. 210/1958, entsprechenden Verfahren über
eine Person eine Strafe oder eine vorbeugende
Maßnahme verhängt wird oder doch ein Schuld-
spruch ergeht.

Strafkarten

§ 3. (1) Die Verurteilungen durch inländische
Strafgerichte sind nach Eintritt der Rechtskraft
von den Gerichten, die in erster Instanz erkannt
haben, der Bundespolizeidirektion Wien durch
Übersendung von Strafkarten mitzuteilen.

(2) Die Strafkarten haben folgende Angaben
zu enthalten:

1. die Bezeichnung und das Aktenzeichen des
Strafgerichtes (erster Instanz);

2. Vor- und Familiennamen sowie alle früher
geführten Namen des Verurteilten, Tag und Ort
seiner Geburt, seine Staatsangehörigkeit, seinen
Wohnort und seine Anschrift;

3. Vornamen der Eltern des Verurteilten;
4. den Tag des Eintrittes der Rechtskraft der

Verurteilung;
5. die Bezeichnung der strafbaren Handlung,

derentwegen die Verurteilung erfolgt ist;

6. alle vom Strafgericht ausgesprochenen
Strafen oder die Angabe, daß keine Strafe aus-
gesprochen worden ist; alle vom Strafgericht aus-
gesprochenen mit Freiheitsentziehung verbunde-
nen vorbeugenden Maßnahmen einschließlich der
Unterbringung in einer Bundesanstalt für Er-
ziehungsbedürftige; die Angabe, daß Landesver-
weisung oder Abschaffung ausgesprochen oder
daß ein Bewährungshelfer bestellt worden ist;
bei bedingten oder befristeten Strafen oder vor-

beugenden Maßnahmen ist der Endtag, bei der
Unterbringung in einem Arbeitshaus aber die
Dauer der Probezeit anzuführen;

7. ob der Täter eine der Taten unter Alkohol-
einwirkung begangen hat;

8. ob eine der Taten ein Verkehrsdelikt war;

9. die Zahl der früheren Verurteilungen und
die Angabe, ob eine frühere Verurteilung wegen
einer gleichen (gleichartigen) strafbaren Hand-
lung erfolgte.

(3) Wurde bei der Verurteilung gemäß § 265
der Strafprozeßordnung 1960, BGBl. Nr. 98, auf
eine dem Verurteilten früher zuerkannte Strafe
Rücksicht genommen, so ist unter Hinweis auf
§ 265 der Strafprozeßordnung 1960, BGBl.
Nr. 98, auch die frühere Verurteilung anzugeben
(Abs. 2 Z. 1).

(4) Die näheren Vorschriften über die Form
der Strafkarten sind von den mit der Vollziehung
dieses Bundesgesetzes betrauten Bundesministe-
rien einvernehmlich durch Dienstanweisungen zu
erlassen.

Sonstige Mitteilungen

§ 4. (1) Die sich auf eine der in den Z. 1 bis 3
des § 2 Abs. 1 angeführten Verurteilungen be-
ziehenden Entschließungen des Bundespräsiden-
ten und rechtskräftigen Entscheidungen inländi-
scher Strafgerichte sind der Bundespolizeidirek-
tion Wien von dem Gerichte mitzuteilen, das den
Verurteilten davon zu verständigen hat. In der
Mitteilung ist die Verurteilung anzugeben, auf
die sich die Entschließung oder Entscheidung be-
zieht. Die näheren Vorschriften über die äußere
Form dieser Mitteilungen sind von den mit der
Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten
Bundesministerien einvernehmlich durch Dienst-
anweisungen zu erlassen.

(2) Die Verurteilungen und die sich darauf be-
ziehenden Entscheidungen und Verfügungen aus-
ländischer Organe sind der Bundespolizeidirek-
tion Wien von allen inländischen Behörden und
Ämtern mitzuteilen, die hievon Kenntnis er-
langen, falls ihnen nicht bekannt ist, daß der
Bundespolizeidirektion Wien bereits eine ent-
sprechende Mitteilung zugegangen ist.

(3) Erlangen inländische Behörden oder Ämter
Kenntnis vom Ableben einer Person, deren Ver-
urteilung in das Strafregister aufzunehmen war,
so haben sie hievon der Bundespolizeidirektion
Wien Mitteilung zu machen, falls ihnen nicht be-
kannt ist, daß dieser Behörde eine entsprechende
Mitteilung bereits zugegangen ist.

Berichtigung früherer Mitteilungen

§ 5. (1) Gelangt einem inländischen Strafge-
richt zur Kenntnis, daß in den persönlichen Ver-
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hältnissen eines Verurteilten (§ 3 Abs. 2 Z. 2)
eine Änderung eingetreten ist oder daß die im
Strafregister enthaltenen Angaben über einen
Verurteilten oder eine Verurteilung unrichtig
sind oder daß eine Person Verurteilungen er-
litten hat, die in das Strafregister nicht auf-
genommen worden sind, so hat es hievon der
Bundespolizeidirektion Wien Mitteilung zu
machen.

(2) Die Leiter von Justizanstalten haben solche
Umstände, sobald sie ihnen zur Kenntnis
kommen, dem zur Mitteilung der betreffenden
Verurteilung zuständigen Gericht zu berichten.

(3) Erlangen inländische Behörden oder Ämter
hinsichtlich einer der Bundespolizeidirektion
Wien mitgeteilten ausländischen Verurteilung
Kenntnis von Umständen der in Abs. 1 bezeich-
neten Art, so haben sie davon der Bundespolizei-
direktion Wien Mitteilung zu machen, falls ihnen
nicht bekannt ist, daß dieser Behörde eine ent-
sprechende Mitteilung bereits zugegangen ist.

Mitteilungen über das Ableben von Verurteilten

§ 6. Die Bundespolizeidirektion Wien hat von
dem ihr von einer Behörde oder Dienststelle mit-
geteilten Ableben eines Verurteilten zu benach-
richtigen:

1. im Falle einer bedingten Verurteilung oder
einer Verurteilung, bei der die Strafe bedingt
nachgelassen oder die Unterbringung in einem
Arbeitshaus aufgeschoben worden ist, das zur
Mitteilung der betreffenden Verurteilung zu-
ständige Gericht;

2. wenn der Verurteilte bedingt oder aus einer
Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige zur
Probe entlassen worden war, das nach § 16 Abs. 1
des Gesetzes über die bedingte Verurteilung
1949, BGBl. Nr. 277, in der Fassung des Straf-
rechtsänderungsgesetzes 1960, BGBl. Nr. 152,
nach § 7 Abs. 3 des Arbeitshausgesetzes 1951,
BGBl. Nr. 211, in der Fassung des Strafrechts-
änderungsgesetzes 1960, BGBl. Nr. 152, oder
nach § 27 Abs. 4 des Jugendgerichtsgesetzes 1961,
BGBl. Nr. 278, zuständige Gericht.

Mitteilungen über spätere Verurteilungen

§ 7. Wird der Bundespolizeidirektion Wien die
neuerliche Verurteilung einer Person mitgeteilt,
die bedingt verurteilt worden ist oder deren
Strafe bedingt nachgelassen oder deren Unter-
bringung in einem Arbeitshaus bedingt nachge-
sehen oder die bedingt oder zur Probe entlassen
worden ist, ohne daß bereits eine der in § 2
Abs. 1 Z. 4 lit. a, f, g, 1 oder n vorgesehenen
Entscheidungen mitgeteilt worden ist, so hat die
Bundespolizeidirektion Wien von der neuerlichen
Verurteilung das für die in Betracht kommende
Entscheidung zuständige Gericht zu verständi-
gen.

Rechtsschutz gegen Aufnahmen in das Straf-
register

§ 8. (1) Jede Person, hinsichtlich der eine Verur-
teilung, eine sich darauf beziehende Ent-
schließung des Bundespräsidenten oder eine
sonstige sich darauf beziehende Entscheidung
oder Verfügung in das Strafregister aufgenom-
men worden ist, kann die Feststellung beantra-
gen, daß die Aufnahme in das Strafregister un-
richtig erfolgte oder unzulässig war und daher
mit einem anderen Inhalt zu erfolgen hat oder
rückgängig zu machen ist. Dies gilt sinngemäß
hinsichtlich der Nichtaufnahme von Ent-
schließungen des Bundespräsidenten oder son-
stiger Entscheidungen oder Verfügungen, die
sich auf eine in das Strafregister aufgenommene
Verurteilung beziehen.

(2) Der Antrag gemäß Abs. 1 ist beim Bun-
desministerium für Inneres einzubringen, das
hierüber zu entscheiden hat.

(3) Wird einem Antrag gemäß Abs. 1 ganz
oder teilweise Folge gegeben, so ist das Straf-
register zu berichtigen.

Strafregisterauskünfte

§ 9. (1) Von den in anderen Bundesgesetzen
und in zwischenstaatlichen Vereinbarungen vor-
gesehenen Fällen abgesehen, hat die Bundes-
polizeidirektion Wien über Verlangen kostenfrei
aus dem Strafregister Auskunft zu erteilen:

1. allen inländischen Behörden, den Dienst-
stellen der Bundesgendarmerie sowie hinsicht-
lich der Angehörigen des Bundesheeres auch den
militärischen Kommanden,

2. allen ausländischen Behörden, sofern Ge-
genseitigkeit besteht.

(2) Zwischenstaatliche Vereinbarungen, nach
denen Verurteilungen durch inländische Straf-
gerichte und die sich darauf beziehenden Ent-
schließungen des Bundespräsidenten und rechts-
kräftige Entscheidungen inländischer Strafge-
richte ausländischen Staaten ohne besonderes
Verlangen mitzuteilen sind, bleiben unberührt.

Strafregisterbescheinigungen

§ 10. (1) Die Bürgermeister, in Orten, für
welche Bundespolizeibehörden bestehen, diese,
sowie die österreichischen Vertretungsbehörden
im Ausland haben auf Antrag auf Grund der
bei der Bundespolizeidirektion Wien gesammel-
ten Unterlagen Bescheinigungen über die im
Strafregister enthaltenen Verurteilungen des An-
tragstellers oder darüber auszustellen, daß das
Strafregister keine solche Verurteilung enthält
(Strafregisterbescheinigungen).

(2) Die örtliche Zuständigkeit zur Ausstellung
dieser Bescheinigungen richtet sich nach dem Auf-
enthaltsort des Antragstellers.
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(3) Der Antrag ist abzulehnen, wenn sich der
Antragsteller über seine Person nicht auszu-
weisen vermag. Der Antrag ist weiters abzu-
lehnen, wenn nach dem Antragsteller zum
Zwecke der Aufenthaltsermittlung, Verhaftung
oder Festnahme gefahndet wird.

(4) Wo in bestehenden bundesgesetzlichen
Vorschriften von Sitten-, Leumunds- oder Füh-
rungszeugnissen die Rede ist, treten an deren
Stelle die in Abs. 1 genannten Bescheinigungen.

Gemeinsame Bestimmungen für Auskünfte und
Bescheinigungen

§ 11. (1) Die Verurteilungen einer Person und
die sich darauf beziehenden Entschließungen,
Entscheidungen und Verfügungen (§ 2) dürfen
in Auskünfte oder Bescheinigungen im Sinne der
§§ 9 und 10 nicht mehr aufgenommen werden,
wenn seit dem Tode dieser Person fünf Jahre
verstrichen sind oder diese Person das 90. Le-
bensjahr vollendet hat.

(2) Die in anderen Gesetzen bestehenden Ver-
bote, bestimmte Verurteilungen in Auskünfte
oder Bescheinigungen im Sinne der §§ 9 und 10
aufzunehmen, bleiben unberührt.

(3) Sind im Strafregister keine oder nur solche
Verurteilungen enthalten, die in die Auskunft
bzw. Bescheinigung nicht aufgenommen werden
dürfen, so hat die Auskunft bzw. Bescheinigung
zu lauten:

„Im Strafregister scheint keine Verurteilung
auf."

Statistik

§ 12. Zur Erstellung der Kriminalstatistik hat
die Bundespolizeidirektion Wien innerhalb der
ersten fünf Monate jedes Kalenderjahres die in
den ihr von den Strafgerichten übermittelten
Strafkarten über Verurteilungen, die im vergan-
genen Kalenderjahr rechtskräftig geworden sind,
enthaltenen Daten dem Österreichischen Statisti-
schen Zentralamt bekanntzugeben.

Schlußbestimmungen

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Ok-
tober 1968 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten folgende Rechtsvor-
schriften außer Kraft:

1. die Strafregisterverordnung 1933, BGBl.
Nr. 258;

2. § 21 der Vollzugsanweisung der Staats-
ämter, für Justiz, für Inneres und Unterricht und
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit
dem Staatsamt für Finanzen vom 23. September
1920, StGBl. Nr. 438, zur Durchführung des
Gesetzes über die bedingte Verurteilung;

3. § 8 Abs. 3 der Durchführungsverordnung
zum Arbeitshausgesetz, BGBl. Nr. 232/1933;

4. Abs. 2 und 3 des § 22 der Verordnung der
Bundesministerien für Justiz, für Inneres und
für soziale Verwaltung vom 4. August 1960,
BGBl. Nr. 172, über die bedingte Entlassung.

Vollziehungsklausel

§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes sind die Bundesministerien für Inneres und
für Justiz, je nach ihrem Wirkungskreis, be-
traut.

Jonas
Klaus Soronics Klecatsky

278. Bundesgesetz vom 3. Juli 1968 über
die Leistung eines zusätzlichen Beitrages zur
Internationalen Entwicklungsorganisation

(IDA)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, namens der Republik Österreich der
Internationalen Entwicklungsorganisation als
deren Mitglied einen zusätzlichen Beitrag in
Höhe von 8,160.000 US-Dollar zu leisten.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

279. Bundesgesetz vom 3. Juli 1968, mit
dem die Seenverkehrsordnung, BGBl.
Nr. 103/1961, abgeändert wird (Seenver-

kehrsordnungsnovelle 1968)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Seenverkehrsordnung, BGBl. Nr. 103/
1961, wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Jugendliche (Kinder), die das in Abs. 1
lit. b Z. 1 oder 2 angeführte Mindestalter noch
nicht erreicht haben, dürfen durch Wind oder
Muskelkraft fortbewegte Wasserfahrzeuge füh-
ren, wenn hiefür eine Bewilligung der Bezirks-
verwaltungsbehörde erwirkt wurde. Die Bezirks-
verwaltungsbehörde kann auf Antrag des ge-
setzlichen Vertreters eine solche Bewilligung er-
teilen, wenn das Ermittlungsverfahren die kör-
perliche und geistige Eignung des Jugendlichen
(Kindes) ergeben hat."
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2. Dem § 20 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Abs. 1 lit. b gilt nicht für Jugendliche
(Kinder), die ihren ständigen Aufenthalt im
Ausland haben, wenn sie nachweislich an Wasser-
sportveranstaltungen oder den ihrer Vorberei-
tung dienenden Proben und Übungen teilneh-
men."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen betraut.

Jonas
Klaus Weiß

280.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN

zwischen dem Bundesministerium für Finan-
zen der Republik Österreich und dem Mini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten der
Republik Türkei über die steuerliche Behand-
lung des grenzüberschreitenden Güterver-

kehrs auf der Straße

Das Bundesministerium für Finanzen

der Republik Österreich

und

das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Türkei

haben, von dem Wunsche geleitet, den grenz-
überschreitenden Güterverkehr auf der Straße
zwischen Österreich und der Türkei zu erleich-
tern, durch ihre Bevollmächtigten folgendes ver-
einbart:

Artikel 1

(1) Unternehmen eines Vertragstaates, die
Güterbeförderungen im grenzüberschreitenden
Verkehr auf der Straße mit in diesem Staat zum
Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen durch-
führen, zahlen im anderen Vertragstaat in Über-
einstimmung mit dessen innerstaatlicher Gesetz-
gebung und zu den offiziellen Wechselkursen die
Beförderungssteuer für jede Fahrt nach folgen-
den, nicht zusammenzurechnenden Steuersätzen:

für Fahrten mit einer Beförderungsstrecke
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(2) Die Steuer wird pro Tonne Rohgewicht der
beförderten Güter erhoben. Bruchteile von
Tonnen sind auf volle Tonnen aufzurunden.

(3) Als eine Fahrt im Sinn des Absatzes 1 gilt
die Beförderungsstrecke von der Grenzübertritt-
stelle bis zu dem von ihr am weitesten entfern-
ten Zielpunkt; jedoch bleiben Strecken, die ohne
Ladung zurückgelegt werden, außer Betracht.
Diese Bestimmung findet auf Beförderungen bei
der Rückfahrt sinngemäß Anwendung.

(4) Von Lastkraftfahrzeugen (einschließlich An-
hängern), die ohne Ladung in das Gebiet eines
Vertragstaates einfahren, wird keine Steuer er-
hoben.

Artikel 2

(1) Dieses Übereinkommen tritt einen Monat
nach dem ersten Tag des Monats in Kraft, der
dem Austausch von Noten folgt, aus denen her-
vorgeht, daß die verfassungsmäßigen Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten in den Vertrag-
staaten erfüllt sind.

(2) Dieses Übereinkommen kann von jedem
Vertragsteil unter Einhaltung einer dreimonati-
gen Kündigungsfrist gekündigt werden. In
diesem Fall tritt das Übereinkommen am
letzten Tag des Monates außer Kraft, in dem die
Kündigungsfrist abgelaufen ist.

(3) Zum Zweck der Durchführung dieses Über-
einkommens können das Bundesministerium für
Finanzen der Republik Österreich und das Mini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten der
Republik Türkei unmittelbar miteinander in
Verbindung treten.
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Geschehen zu Wien, am 8. Februar 1968 in
zweifacher Ausfertigung in englischer Sprache.

Für das Bundesministerium für Finanzen der
Republik Österreich:

Hammerschmidt m. p.

Für das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Republik Türkei:

Istinyeli m. p.

Das vorliegende Übereinkommen ist nach Durchführung des in seinem Artikel 2 Absatz 1 vor-
gesehenen Notenaustausches am 1. Juni 1968 in Kraft getreten.

Klaus


